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„Nach unserem (menschüchen) Verfahren
reicht uns die Gerechtigkeit nur eine ihrer
Hände hin; und noch dazu nur die Linke".
(Michel de Montaigne: Über die Erfah¬
rung)
1. Bildungsgerechtigkeit—ein ausführungsbedürftiger Verfmsungsauftrag
1.1. Die Verfassungen als „gerechte" Leitlinien und Maßstäbe der staatUchen Ordnung
des Büdungswesens
1.1.1. Gerechtigkeitab Verfmsungsauftrag
Juristen sind, wenn sie sagen sollen, was gerecht und was ungerecht sei, ebenso zurück¬
haltend wie Pädagogen. Ihr täglicher Umgang mit dem positiven Recht läßt sie bescheiden
werden vor ihrem Ziel, dabei stets dem gerechten Miteinander der Menschen zu dienen.
In der Gesetzgebung der Bundesrepubük Deutschland ist der Begriff der Gerechtigkeit
deshalb nur spärhch zu finden. Im Grundgesetz ist er lediglich in den Artikeln 1 Abs. 2,
14 Abs. 3 und 56 verwendet. Vereinzelt steht er in internationalen Konventionen, z. B.
in Art. 1 Abs. 1 der Charta der Vereinten Nationen und in der Präambel der europäischen
Menschenrechtskonvention, sowie in Gesetzen der Länder, exemplarisch z. B. in § 65
Niedersächsisches Beamtengesetz. Was er meint, ist in den Gesetzen selbst nirgendwo
erklärt. Auch die Rechtsprechung hält sich mit solchen Erklärungen bemerkenswerter¬
weise zurück. Das Bundesverfassungsgericht hat den Begriff zwar häufig verwendet; in
den ersten 48 Bänden seiner amtUchen Entscheidungssammlung (d. i. bis 1978) kommt er
üi 244 Richtersprüchen vor (Robbers 1980, S. 16 Anm. 3). Das Gericht stützt seine Ent¬
scheidungen indes in keinem FaU aUein auf ihn. Am weitesten hat es sich einmal mit der
Bemerkung vorgewagt, einem Richter könne „kein Vorwurf gemacht werden, wenn er
zu der Überzeugung gelangt, er dürfe nicht formale Gesetzestreue auch um den Preis einer
erheblichen Einbuße an Gerechtigkeit im Einzelfalle üben" (BVerfGE 34, S. 269, 286,
292; kritisch dazu Roellecke 1976, S. 9, Anm. 5).
Wir meinen nämüch im Verfassungsstaat, Gerechtigkeit finde heute ihren konkreten und
positiv-rechtüchen Niederschlag in der geschriebenen Ordnung des Grundgesetzes und
der Länderverfassungen. Die Grundrechte, das Sozialstaatsprinzip, die Ausgewogenheit
der föderativen Staatsordnung verankern in zahlreichen Bestimmungen individuelle
Gerechtigkeit als ethisches Prinzip, schließen Wülkür aus. Abstraktheit der Normen,
deren Typisierung und Geltung für jedermann, gewährleisten Rechtssicherheit ohne An¬
sehen der Person. Und Kollisionsbestimmungen schließlich bis hin zum Gnadenrecht
* Überarbeitete Fassung eines Vortrags, den der Verfasser aufderTagung „Kanndie Schule gerechter
werden?" der Akademie für pädagogische Entwicklung und BUdungsreform am 28. 6. 1980 in
München gehalten hat.
Z.f.Päd., 26. Jg. 1980, Nr. 5
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suchen Konflikte zwischen individueUer Gerechtigkeit und Rechtssicherheit zu lösen oder
zu müdem (vgl. dazu eindrucksvoll vier dissentierende Richter des Bundesverfassungs¬
gerichts in BVerfGE 25, S. 352, 364). Das Grundgesetz garantiert auf diese Weise ein
positiv-rechtliches - wie wü meinen: gerechtes - Lebensnetz, das menschliche Indivi¬
duaütät und Sozialgebundenheit miteinander verwebt. Es gibt zwar, wie Roelleke (1976,
S. 16) bildhaft schüdert, nicht totale Gerechtigkeit; das Grundgesetz „kriecht nicht in
jede Mauerritze, nistet nicht in jedem Herzenswinkel, dringt nicht in jede Gedächtnis¬
lücke". Wü meinen aber, daß unsere verfassungsmäßige Ordnung dem Gerechtigkeits¬
begriff so nahe kommt, daß sie daneben kernen eigenen Gerechtigkeitsmaßstab mehr
zuläßt1.
1.1.2. Gerechtigkeitsmaßstäbefür dm BUdungswesen
(a) Die Suche nach gerechten Maßstäben für die Organisation und die Inhalte des Bü¬
dungswesens ist ein langer geschichthcher Prozeß.
Bonus etaequs (recht und billig) (Celsus) erschien es unseren Vorfahren jahrhundertelang, daß das
Schulwesen vomehmüch der Bildung der Jungen zu dienen hatte. Mädchen gehörten ins Haus. An¬
gemessen erschien dem Herzog von Braunschweig noch 1896, der Geschichtsunterricht in seinen
Volksschulen soUe „das Walten Gottes in der Geschichte nachweisen" (Fricke 1911, S. 119). -Der
NationalsoziaUsmus - ihm hingen in unserem Lande MiUionen Menschen auch innerUch an - wollte
Schüler „aufdem Baugrund von Blut und Boden, Volksgemeinschaft und ReUgiösität zum charakter-
voUen Menschen" erziehen; bei dieser „Formung des nationalsoziaUstischen Menschen" sollte der
„Rassesinn und das Rassegefühl trieb- und verstandesgemäß in Herz und Gehirn" der Jugend „hin¬
eingebrannt" werden (Evers 1979. S. 30). - In einem Teil unseres Landes wird es heute für richtig
gehalten, die „Liebe zur sozialistischen Deutschen Demokratischen Republik, zum proletarischen
Internationalismus und zur Bereitschaft" zu entwickeln und zu festigen, „die sozialistischen Er¬
rungenschaften zu verteidigen" (so § 10 Abs. 2 der VO über die Sicherung einer festen Ordnung in
den aUgemeinbUdenden polytechnischen Oberschulen vom 29. 11. 1979, GBl DDR I, S. 433 ff.). -
Im Bundesland Bayern nennt Art. 131 der Verfassung als oberstes Bildungsziel für alle Schüler des
Landes an erster SteUe die Ehrfurcht vor Gott.
Wollte man das Suchen nach Bildungsgerechtigkeit bloß in den führenden Industrie¬
nationen der westhchen Welt für die Nachkriegszeit kartographieren, so ergäbe sich etil
riesengroßer und buntscheckiger FUckenteppich, der insgesamt mit Begriffen wie „ge¬
recht" oder „ungerecht" nicht beschreibbar wäre. Wer ün BUdungswesen „im ganzen
recht tun will, sieht sich gezwungen, im einzelnen unrecht zu tun, und in kleinen Dingen
ungerecht zu sein, wenn er die großen gerecht zu Ende bringen will" (so schon Michael
de Montaigne 1969, S. 360).
(b) Obwohl der heutige Verfassungsstaat definitive Gerechtigkeitsnormen bereithält,
ist BUdungsgerechtigkeit kein statisches, kurzfristig erreichbares und sicher beschreib¬
bares Ziel. Sie bedeutet vielmehr, die Grundwerte, Grundrechte und Strakturprinzipien
1 So die allgemeine staatsrechtliche Ansicht, vgl. z. B. Stern 1977, S. 631 ff., mit weiteren Nach¬
weisungen; Merten 1975, S. 679; Roellecke 1976; Starck 1976; damit unterscheidet sich
das Grundgesetz von vorkonstitutionellen Ordnungen, die sich auf Gerechtigkeit als Leitzielbe¬
stimmung beschränken mußten. Ausgangspunkt dafür ist in nachchristücher Zeit beispielsweise
Ulpians iustitia als constans et perpetua voluntas ius suum quique tribuendi (Gerechtigkeit als
der feste und immerwährende WUle, einem jeden das zu gewähren, was ihm zukommt") -
Digesten 1,1, lOpr.'
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unserer Verfassungen für die Bürger wüksam werden zu lassen. Wenngleich unser Grand¬
gesetz seit 31 Jahren gut, haben wir erst seit etwa 15 Jahren „entdeckt", daß Schule wie
jeder andere TeU dieses Staates voUer uneingeschränkter Anwendungs- und Wirkungs¬
bereich unserer freiheitüchen, demokratischen und sozialen Rechtsordnung sowie der
Grundrechte ist. Eine umfassende Rechtsprechung, eine wachsende Schulgesetzgebung,
eine kaum noch überschaubare schiürechtliche Literatur sind einige Auswükungen dieser
Erkenntnis. Ob die Schulen in den Ländern der Bundesrepublik in den letzten eineinhalb
Jahrzehnten insgesamt dadurch „gerechter" geworden sind, daß man sie an den Verfas¬
sungen zu orientieren versucht hat, ist kaum eindeutig zu beantworten. Zwar hatte die
Reformdiskussion der fünfziger und siebziger Jahre, die schüeßüch in den „BUdungs-
gesamtplan" der Bund-Länder-Kommission für Blldungsplanung einmündete, dies
zum Ziel. Von Anfang an war indes umstritten, ob das von dieser entwickelte neue Schul¬
system letztlich verfassungskonformer sein würde als bisher. Der kontroverse Meinungs¬
stand dazu hat sich bis heute eher verhärtet. Hinzugetreten ist unterdessen, daß zwar
manche der rand 45 Maßnahmevorschläge aus dem Reformkatalog verwükücht worden
sind, z. B. partielle Curriculumrevisionen, die Orientierangs-/Förderstufen, Gesamt¬
schul- und Ganztagsschulprojekte, das Berufsgrundbildungsjahr, die Reform der Sekun¬
darstufe II, ein differenziertes Sonderschulwesen, neue Systeme der Weiterbüdung, eine
institutionalisierte Schulentwicklungsplanung, die verschiedenartigsten Schulversuche,
Ansätze für eine neue (z. B. einphasige) Lehrerbildung sowie eine umfassende staatliche
Ausbildungsförderang. Aufs Ganze gesehen, ist die geplante Bildungsreform jedoch
steckengebheben. Zweüel daran, wie es um die von Verfassung wegen garantierte Gerech¬
tigkeit in der Schulwirklichkeit steht, sind also erlaubt, notwendig und verbreitet.
1.2. Die rechtliche Konkretisierung subjektiver öffentücher Teühaberechte an BUdung
Viele BUdungsjuristen halten sich heute nicht mehr bei Pichts Warnung vor einer drohen¬
den „Bildungskatastrophe" und Dahrendorfs „Bürgerrecht auf BUdung" auf2. Sie
fordern, die Landesgesetzgeber möchten das Recht auf Bildung, was immer es dogma¬
tisch sei, positiv-rechtüch konkretisieren. Dies hat in den hinter uns hegenden Jahren vor-
nehmhch die Rechtsprechung getan3. Subjektive öffentliche Teilhaberechte, die einklag¬
bar wären oder deren Verletzung Regresse begründen könnten, hat sie indes nur ganz
selten bejaht; sie sind auch ün Schulwesen bisher kaum gesetzlich vorgesehen. Daß dieser
Zustand unbefriedigend ist, hat die Abteilung „Schule im Rechtsstaat" des Deutschen
Juristentages bereits 1976 festgestellt. Sie hat gefordert, daß der sogenannte einfache
Es war Mitte der sechziger Jahre übrigens weniger verfassungsrechtüch als vielmehr als eindring-
ücher bildungspoütischer Appell gemeint, dies Bürgerrecht für das Schulwesen in die Wüküchkeit
umzusetzen, das BUdungsverfassungsrecht hat das lange Zeit nicht begriffen; statt dessen haben
sich die Juristen in einen immer noch nicht abgeschlossenen, ziemlich fruchtiosen Meinungsstreit
darüber verwickelt, ob es sich bei einem solchen „Recht auf Bildung" um eine bloße Staatsziel¬
bestimmung, einen Gesetzgebungsauftrag oder um ein subjektives öffentUches Recht eines jeden
Bürgers mit Verfassungsrang handele, aus dem unmittelbar konkrete Rechtsansprüche ableitbar
seien; zum aktuellen Meinungsstand (vgl. z. B. Rüfner 1980, S. 114).
Dabei hat sie auf dem Weg sog. „AppeUentscheidungen" den Gesetzgebern auch verbindüche
RichtUnien für deren künftige Regelungen gegeben.
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Gesetzgeber das Recht auf Bildung insbesondere zu konkretisieren habe, indem er Rechte
auf gleiche Chancen bei der Entfaltung der Persönlichkeit des Kindes im Sinne sachge¬
rechter Behandlung gewähre; dazu gehörten sowohl ein Differenzierungsverbot nach der
Herkunft wie ein Differenzierungsgebot nach Eignung und Interesse sowie, daß er ein
Recht auf gleiche Chancen bei der AusbUdungswahl im Sinne fairer Zugangsgleichheit
zu den vorhandenen Bildungseinrichtungen nach individueller Eignung und im Rahmen
der vorhandenen Kapazitäten einräumen müsse (Verhandlungen des 51. Deutschen
Juristentages Band II, Teil M, 1976, S. 230ff.).
Dies muß in einer Reihe von Punkten schleunigst geschehen. Warum gibt es eigentüch
bloß eme Schulpflicht, aber kein gesetzhch begründetes Recht eines Schülers, in die ihm
gemäße Schule aufgenommen zu werden? Waram bleibt es bis heute in einer Reihe von
Bundesländern der jeweüigen Entscheidung des Kultusministers überlassen, ob Eltem
den weiteren BUdungsweg ihrer Kinder nach Klasse 6 selbst entscheiden können oder ob
eine Schullaufbahnempfehlung Dritter dafür maßgebhch wird? Verläßliche Bestimmun¬
gen darüber, ob die Länder den Eltem ein subjektives öffentliches Recht auf die Wahl
der verschiedenen Bildungsgänge für iure Kinder einräumen wollen oder nicht, fehlen
weithin. Wer in den letzten Jahrzehnten erlebt hat, in welchem Maß Unterrichtsausfall
und ständiger Lehrerwechsel die schuUsche Gesamtausbüdung fast aller Kinder verkürzt
hat, der fragt sich, ob das Recht hier mit einem gesetzhch gewährleisteten Ansprach auf
unverkürzten Unterricht helfen könnte, einem Anspruch, dessen Verletzung sowohl bei
späteren Prüfungsentscheidungen relevant wäre wie auch zusätzliche Förderungspflichten
für solche Schüler nach sich ziehen könnte, denen nur lückenhafter Unterricht zuteü
geworden ist. Ähnliche Rechtsansprüche erscheinen mir für die Lehrmittelfreiheit, die
Schülerbeförderang und eine Reihe von Informationsrechten von Schülem und Eltem
mögüch und notwendig. Und weiter: Wenn die von der Bundesregierung unlängst be¬
haupteten Zahlen stimmen, sind etwa 30 bis 50% der deutschen Sonderschüler in den
falschen Schulen und müßten anders gefördert werden, als das gegenwärtig geschieht (so
der „Fünfte Jugendbericht" der Bundesregierung, Bundestagsdrucksache 8/3685 vom
20. 2.1980, S. 48).
Unsere Schulgesetze müssen auch unabhängig von der bevorstehenden Novellierang des
Ausländerrechts konkrete subjektive Rechte für Ausländerkinder vorsehen4. Ihnen muß
ein Recht begründet werden, mit den anderen Schülem deutschsprachig unterrichtet und
zu den gleichen Abschlüssen wie diese geführt zu werden. Das Recht kann und muß ihnen
gewährleisten, durch zusätzlichen Unterricht in ihrer Muttersprache, in Kultur-, Heimat¬
oder Sozialkunde eine Entfremdung gegenüber ihrem Heimatland zu vermeiden; Aus¬
länder müssen Informationsansprüche — wenn nötig in ihrer Muttersprache — über die
wichtigsten Einzelheiten unseres Schul- und Bildungssystems und über ihre bzw. ihrer
Kinder schulische Entwicklungund deren Chancenbekommen (vgl. hierzu SlEWERT 1980).
Eine Kommission des Deutschen Juristentages hat soeben einen Schulgesetzentwurf
mit Begründung vorgelegt, der u. a. versucht, derartige, aus dem verfassungspolitischen
4 Es gibt davon bei uns jetzt weit mehr als eine halbe Million, und ihre Zahl wächst ständig. Nur 80%
von ihnen erfüllen die „allgemeinbildende" Schulpflicht, 41% erlangen den Hauptschulabschluß;
nur 44% kommen ihrer Berufsschulpflicht nach.
Konturen einer gerechten Schule 779
Postulat emes „Rechts auf BUdung" ableitbare subjektive BUdungsteilhaberrechte
bei¬
spielhaft aufzuschreiben. In Kraft setzen können die Juristen
solche Regelungen freiüch
nicht; sie müssen sich darauf beschränken, der BUdungspoütik Ratschläge
zu geben.
2. Rechtliche Lösungshilfen für vier schulrechtliche Problemfelder
Im folgenden soll beispielhaft an vier für unser Schulwesen
besonders wichtigen Pro¬
blemfeldem deutlich gemacht werden, wie sich das Recht konkret daran beteiügen kann,
Schule verfassungskonformer zu gestalten. (1) Wie kann man die Inhalte
des Unterrichts
„gerechter" machen? (2) Wie kann man pädagogische Freiheit
für die Schule wirksamer
sichern? (3) Wie sind die Leistungsbewertung, das Zeugniswesen und
die Versetzung von
Schülern gerechter zu regeln? (4) Wie können wir die Verwüküchung
von Grundrechten
in unseren Schulen verbessern?
2.1. „Gerechte" Inhalte des Unterrichts
- rechtsstaatliche Festlegung
Schüler sollen „für das Leben" lernen, so wird immer wieder gefordert;
doch was das
„Lernen fürs Leben" genau ist, das ist bis heute umstritten.
SoU Schule bewußt die brutale
Leistungsgesellschaft, unbeschwert von ethischen, sozialen und emanzipatorischen
Maxi¬
men, vorbereiten, so müßte sie genau wie die
Gesellschaft selbst sein. Soll sie indes „wert-
voUere", nicht „größere Gelehrsamkeit" vermitteln
- was ihr Michel de Montaigne
(1969, S. 72f.) empfiehlt -, dann helfen ihr eher
der Bildungsauftrag der Schule und die
Bildungs- und Erziehungsziele, die den neueren Schulgesetzen
der Länder der Bundes¬
republik beschrieben sind (vgl. Evers 1979, S. 30).
Diese lassen sich in drei Bereiche
kategorisieren: Der Schüler soll zu sich selbst finden; er
soll anderen Menschen gegenüber
duldsam sein; er soll lernen, soziale und politische Verantwortung zu
übernehmen.
Schüler, befragt, ob ihnen nun in der Schule neben Wissen, Fertigkeiten
und Fähigkeiten
auch ein selbständiges kritisches Urteü, die Fähigkeit zu eigenverantwortlichem
Handeln
und zu schöpferischer Tätigkeit vermittelt worden sei, ob sie zu
Freiheit und Demokratie,
Toleranz, Achtung vor der Würde des anderen Menschen
und Respekt vor anderen
Überzeugungen geführt worden seien, ob in ihnen friedüche Gesinnung
ün Geiste der
Völkerverständigung geweckt worden sei, ob man ihnen ethische
Normen sowie kulturelle
und religiöse Werte habe verständlich machen können,
ob sie über die Bedingungen der
Arbeitswelt hinreichend informiert worden seien, schütteln ratlos, grinsend
oder abweh¬
rend den Kopf. Es ist bisher in den Ländern der Bundesrepublik
offenbar nur unzuläng-
Uch gelungen, diese Bildungs- und Erziehungsziele
in die Schulwirküchkeit umzusetzen.
Die Schülergeneration, die seit Jahren unsere Schulen verläßt, ist deswegen
nur bedingt
gerüstet oder stumpf gegenüber dem, was die Verfassungs-
und Schulgesetzgeber für sie
gewünscht haben. Einige der Gründe, waram das so ist,
sind offenbar, daß es bisher nicht
geglückt ist, diese Ziele in handhabbare Lehrpläne umzusetzen,
Lehrer zu lehren, mit
ihnen umzugehen und ihre geseUschaftüche Bedeutung in das öffentliche
Bewußtsein zu
heben.
Das Recht kann mehr als bisher daran mitwirken, den geschilderten Zustand
zu verbes¬
sern. Lehrpläne müssen künftig, folgt man der neueren Rechtsprechung
des Bundesver¬
fassungsgerichts zur sog. „WesentUchkeitstheorie", als wesenthche
Materien dem Zugriff
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der Parlamente offen sein. Dir Erlaß ist deswegen an eine entsprechende präzise Ermäch¬
tigung der Landtage gebunden und soU in der Form von Rechtsverordnungen erfolgen,
die der Kultusminister gibt. Weü die Ermächtigungen der Landtage zum Erlaß solcher
Rechtsverordnungen naturgemäß recht global sein müssen (man weiß eben im voraus
noch nicht, was die Fachleute für Lehrplaninhalte vorschlagen werden), soll dieses Defizit
an präziser Ermächtigung kompensiert werden durch ein besonders transparentes und
sachverständiges Verfahren zur Gewinnung von Lehrplanentwürfen. Schon seit einiger
Zeit wüd deshalb in Deutschland vorgeschlagen, das Verfahren hierzu zu formalisieren,
stärkerer parlamentarischer und gesellschaftücher Mitwükung zugänglich zu machen und
offenzulegen. Die Kommission Schuüecht des Deutschen Juristentages hat für ein
solches formalisiertes Lehrplangewinnungsverfahren jetzt einige gesetzhche Vorschläge
gemacht:
Lehrpläne sollen danach künftig stets und ausdrücküch orientiert sein am Bildungsauftrag
der Schule, ihren gesetzhch definierten BUdungs- und Erziehungszielen und den im Gesetz
selbst beschriebenen Aufgaben des Unterrichts und dessen Gegenstandsbereichen. Sie
bestimmen auf dieser Grandlage die wesentlichen Ziele der Unterrichtsfächer und die
Unterrichtsinhalte, die in der Form von Auswahlkatalogen festgelegt werden können.
Unterrichtsinhalte sind nur in dem Maß rechtlich zu bestimmen, wie es zur Erreichung
der wesenthchen Ziele der Unterrichtsfächer erforderlich ist. Die Lehrpläne können,
müssen aber nicht die zulässigen Formen sowie die Mindest- und Höchstzahlen der Lern-
erfolgskontroUen sowie Grundsätze für die Durchführung fachübergreifender Unter¬
richtsveranstaltungen bestimmen.
Der Kultusmimster setzt zur Entwicklung der Lehrpläne Kommissionen ein. Er kann
ihnen zu Beginn und auf Anfrage während ihrer Arbeit Vorgaben setzen. Im übrigen sind
die Kommissionsmitgüeder an Weisungen nicht gebunden. In den Kommissionen sollen
Fachwissenschaft, Fachdidaktik und schulpraktische Erfahrangen zur Geltung kommen.
Die Mitgüedschaft in den Kommissionen wird vom Kultusminister ausgeschrieben. Die
auf diese Weise gewonnenen Lehrplanentwürfe werden zunächst acht Wochen öffentlich
ausgelegt, sind für jedermann zugänglich und stehen zu Stellungnahmen zur Verfügung.
Daran soll sich eine öffentliche Anhörung anschließen, zu der insbesondere die Mitglieder
des kulturpolitischen Ausschusses des Landtags, der Landeselternbetiat, der Landes¬
schülerbeirat und die Lehrerverbände ausdrücküch einzuladen sind. Erst im Anschluß
hieran erläßt der Kultusminister den Lehrplan in Gestalt einer Rechtsverordnung. Dabei
wird er in der Regel die Vorschläge der Kommission in Kraft setzen; das geltende Ver¬
fassungsrecht gewährleistet andererseits aber, daß er das nicht zwingend muß. Immerhin
wird die Transparenz des vorangehenden Verfahrens ihn in einem solchen Fall veran¬
lassen, ausdrücklich öffenthch zu begründen, waram er anders verfährt.
Wir Juristen versprechen uns von diesem- zugegeben: ein wenig kompliziert klingenden -
Verfahren eine wesenthch bessere Anbindung nicht nur der Lehrpläne, sondern auch der
Schulwirklichkeit an das, was man gemeinhin „das Leben" nennt. Vor allem die Medien,
aber durch sie auch die Parlamente werden im Lauf des Lehrplanverfahrens wichtige
Aspekte künftiger Schulinhalte frühzeitig aufmerksam und können sich diskutierend -
die Parlamente auch durch poütische Maßnahmen- in das Verfahren einschalten. Wüver¬
sprechen uns davon, die Schule auf diese Weise ein Stück „offenthcher" zu machen. Das
braucht sie. Es ist ja eines der typischen Merkmale der verwalteten Schule, daß zwar „das
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Rechtsgebäude, in das Schule inkorporiert ist, rational sem mag; es läßt
sich aber jeden¬
faUs nicht mehr überschauen. Dazu bedarf es besonderer Kenner und Spezialisten" (Ell¬
wein 1971, S. 323). Die „gerechtere" Schule, zu der wü Juristen mithelfen woUen, muß
des Odiums entkleidet werden, ein von Spezialisten unter Ausschluß der öffentüchkeit
geplantes Institut für Speziaüsten in der verwalteten LeistungsgeseUschaft
zu sein!
2.2. Neubestimmung der pädagogischen Freiheit
Lehrer haben, wenn es um die Verwüküchungvon mehr Gerechtigkeit in der Schule geht,
sicher die entscheidende SchlüsseüoUe. Wenn sie sie voU wahrnehmen soUen, müssen wü
ihnen dazu das nötige Instramentarium geben. Es heißt „pädagogische Freiheit". Der
Name steht in einigen unserer Schulgesetze. Manche fügen erläuternd hinzu, das
sei eme
„methodische und didaktische Freiheit des einzelnen Lehrers ün Rahmen der ergangenen
Bestunmungen". Dies letztere ist freüich zugleich der entscheidende Pferdefuß.
Die „er¬
gangenen Bestimmungen" sind nämhch ein Wust von Gesetzen, Rechtsverordnungen
und
vor allem Ministerialerlassen, die für aUe am Schulleben Beteüigten, vomehmüch auch
die Lehrer, nicht mehr durchschaubar machen, was sie eigenthch soUen, dürfen oder
nicht
dürfen. AUe, die heute die sog. „Verrechtlichung" der Schule beklagen, meinen in
Wük¬
üchkeit gar nicht ihre Einengung durch gesetzliche Bestimmungen;
deren gibt es nämüch
nicht besonders viele. Sondern sie meinen, daß die Schule durch zahllose Verwaltungs¬
anordnungen in Fesseln gelegt ist, die sie vornehmlich deswegen verunsichern,
weü kein
Angehöriger der Schule sie alle kennen kann, aber mit dem
Vorhandensein einer Rege¬
lung für alles und jedes jederzeit rechnen muß. Wer Lehrem die
Urnen zukommende und
für die Arbeit an jungen Menschen notwendige pädagogische Freiheit geben wül, kommt
nicht damit aus, die „erlaßfreie" Schule bloß zu fordern, z. B. in kraftvoUen Ministerreden.
Es hüft Ministern auch nicht, ihre Beamten anzuweisen, die Zahl der Erlasse zu vermin¬
dern.
Nur der Gesetzgeber selbst kann die pädagogische Freiheit vor der Erlaßflut retten,
indem
er Erlasse für pädagogische Fragen ausdrücklich auschüeßt. Er muß also pädagogische
Freiheit verläßüch definieren. Das hat die schon genannte Sachverständigenkommission
jetzt erstmals versucht. Das Ergebnis ist der Entwurf eines Länderschulgesetzes,
das vor¬
sieht, daß Lehrer künftig in eigener Verantwortung erziehen und unterrichten;
ihre aus¬
schheßUch bindenden Leitlinien hierfür finden sich in den Schulgesetzen des betreffenden
Bundeslandes und den aufgrand dieses Gesetzes mit Rechtsquaütät ergangenen Rechts¬
verordnung und in sonst nichts. Die vom Bundesverfassungsgericht gutgeheißene sog.
Wesentlichkeitstheorie gebietet, bestimmte rechthche Grundregelungen in Form von
Rechtsverordnungenzu erlassen. Damit ist sichergesteUt, daß diese aUes enthalten,
was für
die Arbeit der Schule notwendig ist, aber auch nicht mehr. Der vorüegende Gesetzentwurf
(Deutscher Juristentag 1981) versucht, dies so verläßlich
und verständlich zu be¬
schreiben, daß es auch Nichtjuristen in ihrer hochschul- und schulpraktischen Ausbildung
vermittelt werden kann. Ministerialerlasse, die sich auf die inhaltliche Arbeit in der Schule
beziehen, werden, wenn man diesem Entwurf folgt, die Lehrer und die Schulkonferenzen
künftig nicht mehr binden. Didaktische Erläuterungen sowie Anregungen
und Beispiele
für die Umsetzung derLehrpläne, von den Schulaufsichtsbehörden gegeben,
werdendann
nur noch Empfehlungscharakter haben. Wir Juristen wissen, daß wü damit emen
Vor¬
schlag wieder aufnehmen und rechtüch umsetzen woUen,
der nicht neu ist. Über den
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Deutschen Bildungsrat hinaus, der Um aus schulpohtischen Gründen favorisiert hat,
halten wü um aus Rechtsgründen für geboten: Die deutsche Schule droht jetzt im Ge¬
strüpp ministerieUer Einzelweisungen üir eigentüches pädagogisches Ziel aus dem Auge
zu verüeren. Aus der schon seit Jahrzehnten beklagten verwalteten Schule ist heute eine
Institution geworden, die als „vorschriftsgebundenen, dauerbeaufsichtigt, von ihren Vor¬
gesetzen vorformuliert und entsprechend unbeweglich, der Initiative entbehrend, jedem
SonderfaU gegenüber hilflos — schlechthin also abhängig von dem, was ihr aufgetragen
wüd" gut (Ellwein 1971, S. 338).
Seit Ellwein dies niederschrieb - vor zehn Jahren - ist der beschriebene Zustand noch
weitaus schlimmer geworden und an einen Punkt gelangt, an dem Schule, in solch viel¬
fältigen administrativen Verstrickungen gebunden, ihrem gesetzhch beschriebenen Auf¬
trag nicht mehr zureichend entsprechen kann. Die Neugewinnung pädagogischer Freiheit
ist deswegen auch eine Aufgabe des Rechts. Freiüch nicht nur: Lehrer müssen wieder
lernen, mit solchen rechthch zu gewährleistenden Freiräumen umzugehen. Als Ellwein
seme Diagnose niederschrieb, fügte BÖCKLE (1970) hinzu, über alle möglichen Institutio¬
natisierungen hinaus erfordere Schule immer wieder subjektive Tugend, um gerecht zu
sein. Solche will unser Vorschlag bei den Lehrem freisetzen. Mit der rechthchen Gewähr¬
leistung pädagogischer Freiheit kann das Recht den Rahmen dafür schaffen, daß in der
Schule wieder gut: nostra res agitur.
2.3. Leistungsbewertung, Zeugnisse, Versetzung
Die soeben in Niedersachsen in Kraft getretenen Rahmenrichtlinien „Werte und Nor¬
men" sehen u. a. das Lernziel vor, „zu erkennen, daß Gerechtigkeit bei der Zensuren¬
gebung Grenzen hat". Tatsächüch sind Leistungsbewertung, Zeugnisse und Versetzung
gegenwärtig die wohl kompliziertesten und zugleich umstrittensten SchwachsteUen des
SchuUebens überhaupt. Die meisten Rechtsstreitigkeiten aus dem Schulwesen werden
angestrengt, weil angebUch ungerecht beurteilt und entschieden worden sei.
Die gegenwärtige Notenskala und die Notendefinitionen, wie sie in allen Bundesländern aufgrund
des HamburgerAbkommensund ergänzender KMK-Beschlüsse bestehen, werden in der Erziehungs¬
wissenschaft heute allgemein als weitgehend subjektiv, für die Auslese wenig zuverlässig und von
geringem prognostischem Wert angesehen. Die „Scheinobjektivität" (Schröder 1976, S. 117 ff.),
die ihnen innewohnt, enthält so viele Störfaktoren, daß in der pädagogisch-psychologischen Dia¬
gnostik weithin Einigkeit darüber besteht, daß die bis heute verwendete Notenskala und die über¬
kommenen Notendefinitionen nicht als sachüch gerechtfertigte Ergebnisse schulischer Bemühungen
akzeptiert werden können, die über Eignung, Kenntnisse und Fähigkeiten, Bildungsstand und Be¬
gabung eines jungen Menschen gültige Aussagen zulassen und Schuüaufbahnentscheidungen ge¬
statten (Ziegenspeck 1977, S. 181). Vielmehr gibt es eine Vielzahl differenzierterer Methoden der
Leistungsmessung und Schülerbeurteilung, beispielsweise Wortzensuren, Berichte und Gutachten,
Entwicklungsverläufe, Leistungstendenzberichte, Leistungsdiagramme, Punktsysteme, Diagnose¬
bögen zur sachbezogenen Leistungsbeschreibung und individuellen Schülerberatung, an eindeutig
formulierten Lernzielen orientierte SchuUeistungstests, um individueUe Lern- und Leistungsprofile
mögüchst objektiv zu erfassen und zu beschreiben. Für wesentliche Bereiche der Schule werden
Zensuren- und zeugnisfreie Räume sowie das Absehen von Versetzungen aus pädagogischen Gründen
empfohlen. Im einzelnen sind viele Fragen der Leistungsmessung und Schülerbeurteilung noch wis¬
senschaftlich offen oder umstritten; die pädagogisch-psychologische Diagnostik ist ihrerseits wie¬
derum Gegenstand wissenschaftlicher Diagnose geworden (Pawlik 1976).
Bildungspolitik und Bildungsrecht haben von diesen Entwicklungen bisher nur zögernd
Kenntnis genommen. Einige Bundesländerhaben aufder Grundlage einer KMK-Empfeh-
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lung „Zur Arbeit in der Grundschule" vom 2.7.1970
die Mögüchkeit verbalisierter Zeug¬
nisse eröffnet; dazu liegt jetzt erste — zunächst untergerichtüche und noch
nicht rechts¬
kräftige Rechtsprechung vor, die diese Mögüchkeit für rechtens
hält (VG Düsseldorf
Urteü vom 2.2.1979,1K 2257/77; VG Köln vom 15.8.1978,10 Kl 167/78). In
der ver-
fassungsrechtüchen Literatur finden sich bisher nur vereinzelte Untersuchungen
zu der
Frage, ob und inwieweit die Landesgesetzgeber Abweichungen
von den traditioneUen
Notenskalen und Notendefinitionen sowie von der überkommenen Versetzungspraxis
vorsehen können (Ossenbühl 1978; Erichsen 1978). Sie halten
individualisierten
Leistungsbewertungen und Zeugnissen ebenso wie gänztich
zensurenfreien Räumen und
dem Verzicht auf Versetzungen entgegen, dies gehe einher mit einer „Ent-Rationalisie-
rang" der Beurteilung; jedenfaUs bei sog. Berechtigungszeugnissen
sei ein Abgehen von
dem überkommenen Notensystem wegen der damit verbundenen Verminderung
des
Rechtsschutzes für die Schüler als Verstoß gegen Artikel 19 Abs. 4 GG verfassungswidrig.
Der Diskussionsstand zwischen Erziehungswissenschaft und Verfassungsrecht, soweitvon
einem solchen bisher überhaupt gesprochen werden kann, erweist sich hiemach als außer¬
ordentlich dürftig: In der Erziehungswissenschaft gibt es weitgehend Einigkeit darüber,
daß die gegenwärtig überwiegend angewendeten Methoden der Leistungsbewertung,
der
Ausgabe von Zeugnissen und des Ansprechens von Versetzungen
nicht mehrdem aktueUen
wissenschaftlichen Erkenntnisstand entsprechen, insbesondere nicht hinreichend diffe¬
renziert und objektiv sind. BUdungspoütik und Bildungsrecht setzen diese
Erkenntnis
nicht oder nur zögernd um, weil sie ihrerseits behaupten, die verwirrende
Vielfalt von
Methoden der Leistungsmessung und Schülerbeurteilung, die in der Erziehungswissen¬
schaft diskutiert, über die indes noch keine communis opinio erzielt worden sei, lasse
aus
Rechtsschutzgründen ein generelles Abgehen von den tradierten Systemen
bisher nicht
zu.
In dieser Situation ist der Erziehungswissenschaft aus der Sicht des Rechts zu raten, ent¬
schlossen und vermehrt fortzufahren in der Entwicklung gültiger und zuverlässiger
In¬
strumente zur objektiven Ermittlung des Lehr- und Lernerfolgs
und zur Bestimmung der
individueUen Eignung als Hilfe für begründete Entscheidungen
bei der Wahl der Ausbil¬
dungswege, wie ihr das die Bund-Länder-Kommission
für Bildungsplanung emp¬
fohlen hat. Es wird vornehmlich darauf ankommen, in mögüchster fachwissenschaftlicher
Geschlossenheit darzulegen, inwieweit erziehungswissenschaftliche Erkenntnisse
unter¬
dessen bis zum Status eines verfassungsrelevanten Rechts auf gesetzgeberische Trans¬
formation „herangereift" sind (vgl. zu diesem Prozeß Wimmer 1979).
In dem Maß, in
dem das geschieht, lassen sich zugleich verfassungsrechtliche Einwendungen
entkräften,
die aus Artikel 19 Abs. 4 GG begründet werden.
Derartigen erziehungswissenschafthchen Konsens gibt es
- bei aUen fruchtbaren Span¬
nungen in der pädagogisch-psychologischen Diagnostik
— heute schon weit mehr, als die
Rechtswissenschaft zur Kenntais genommen hat. In das verfassungsrechtlich anzuerken¬
nende Recht auf Bildung als emen „Ansprucü auf einen Minimalstandard
an BUdungs-
einrichtungen (BVerwGE 47, 201 ff.; Sendler 1978) hineingewachsen
scheint z. B. mir
der erziehungswissenschaftliche Konsens darüber zu sein, in den unteren Jahrgängen
der
Grundschule (wie lange?) und in Teilen der Sonderschulen für Behinderte (welchen?)
Leistungsbewertungen anstelle von Noten oder Punkten durch
schriftliche Aussagen vor-
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zunehmen. Rechtlich gänzüch unbedenküch ist es auch, allgemein neben die tradierten
Notenskalen und Notendefinitionen ergänzende schriftliche Leistungsbewertungen treten
zu lassen. Für verfassungsrechtüch mögüch halte ich es auch, unter Angabe der Einzel¬
noten oder Punkte Zeugnisse zu erteilen, die eme verbale Gesamtwertung vornehmen,
und dabei zusätzlichen Gesichtspunkten Rechnung zu tragen. Ob man generell oderweiter¬
hin von Noten oder Punkten zugunsten schrifthcher Berichte oder Nachweise in anderer
Form Abschied nehmen kann, wird u. a. von dem Grad des Informations-, Beurkundungs¬
und Berechtigungszwecks abhängen, der dem jeweüigen Zeugnis zukommt.
Für ausgescülossen halte ich das jedenfaUs bei Abschluß- und Abgangszeugnissen sowie
bei Berechtigungen, die in oder mittels der Schule erworben werden. Hier überwiegt das
Bedürfnis der Vergleichbarkeit und des Rechtsschutzes gegenüber pädagogischen Er¬
wägungen. Aber auch diese FäUe können weiter ausdifferenziert werden, etwa durch die
Erweiterung der Noten- und Punkteskala oder durch zwischen den Bundesländern gleich¬
artige und damit kompatible, abstrahierbare Test- und Prognoseverfahren. An solchen
Ausdifferenzierungen müssen die Juristen ebenso wie die Erziehungswissenschaft nicht
nur aus Gründen individueUer Gerechtigkeit, sondern auch deswegen besonders interes-
essiert sein, weü sie die Gerichte damit in die Lage versetzen könnten, pädagogische Ent¬
scheidungen qualifizierter als bisher nachzuprüfen. Bisher hat die Rechtsprechung in der
Bundesrepublik die Ansicht vertreten, pädagogische Beurteuungen seien nur daraufhin
nachprüfbar, ob der Beurteiler von falschen Tatsachen ausgegangen sei, aUgemeingültige
Bewertungsgrundsätze nicht beachtet habe oder sich von sachfremden Erwägungen habe
leiten lassen (so das Bundesverwaltungsgericht seit 1959 ab E 8 272ff.; ihm folgend die
deutschen Verwaltungsgerichte in ständiger Rechtsprechung).
Wie wenig das unter dem Gesichtspunkt der Bildungsgerechtigkeit für Schüler befriedigt,
zeigt eine neue Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts, die noch ein Stück darüber
hinausgeht. Darin heißt es: „Das Urteü darüber, was in einer Prüfung richtig oder falsch
war . .
.,
ist fachlich-wissenschaftlicher Art und fäUt in den Beurteüungsspieüaum des
Prüfers. Fachhche Irrtümer des Prüfers (Korrekturfehler) sind keine Rechtsmängel der
Prüfungsentscheidung, es sei denn, sie beruhen auf einer eklatanten und außerhalb jedes
vernünftigen Rahmens liegenden Fehleinschätzung wissenschaftlich-fachlicher Gesichts¬
punkte" (BVerwGE vom 12. 11. 1979, in: Die öffentüche Verwaltung 1980, S. 380).
Dieser an Willkür grenzende Spielraum des Lehrers muß rechtsstaatlich verläßlicher ge¬
staltet werden. Ich halte es, bei aUem Respekt vor fachüch und menschlich notwendigen
Beurteilungsspieüäumen, für unerträgüch, wenn ein Lehrer tatsächhch Falsches als richtig
und Richtiges als falsch beurteUen kann, ohne daß dies alles nachprüfbar und korrigierbar
wäre. Das Recht muß die von der Rechtsprechung apostrophierten „allgemeingültigen
Bewertungsgrundsätze" in Rechtsverordnungen näher definieren und damit judikabel
machen. Ich höre schon den Einwand von Lehrem, nun werde ihnen auch noch der letzte
Freüaum genommen. Das Gegenteil ist aber richtig. Wenn der Gesetzgeber ihnen sichere
Beurteilungskriterien an die Hand gibt, und wenn ihnen diese angemessene Bewertungs-
spietiäume nicht nur belassen, sondern von Rechts wegen beschreiben und garantieren,
bewegen sie sich bei ihren Beurteuungen künftig auf verläßlicüer Rechtsgrundlage. Dies
wird sie zu souveräneren, weü ihrer Moghchkeiten bewußteren Beurteilern machen kön¬
nen, als sie es sind, wenn sie—vom Recht aUein gelassen—nicht wissen, ob ihre BeurteUung
rechtlich abgesichert ist.
Konturen einergerechten Schule 785
Das geltende Verfassungsrecht bietet auch Mögüchkeiten für die Landesgesetzgeber,
Schüler auf andere Art als durch die tradierten Versetzungen in den nächsthöheren
Schul¬
jahrgang/Kurs aufrücken zu lassen. Die Schulrechtskommission
des Deutschen Juri¬
stentages hat als Beispiele für ein Aufrücken ohne Versetzungsentscheidung die
beiden
ersten Klassen der Grundschule, Schulen für Behinderte, die Orientierungsstufe sowie
den Übergang von dieser in Klasse 7, Gesamt- oder Berufsschulen sowie die
Oberstufe
genannt, ohne damit Ansprach auf VoUständigkeit zu
erheben (Deutscher Juristen¬
tag 1980, § 52 Abs. 3 des Gesetzentwurfes). Zwischen dem automatischen
Aufrücken
und der traditioneUen Versetzung gibt es Varianten, z. B. die des in der Diskussion befind¬
üchen Probe-(Halb-)Jahrs oder der Eltementscheidung. Sie aUe erscheinen
mü verfas¬
sungsrechtlich mögüch, wenn sie, erziehungswissenschaftlich und büdungspoUtisch akzep¬
tiert, in Gesetzes- oder Verordnungsform eingeführt werden.
2.4. Verfassungsrechtliche Grundpositionen von Schülem und Eltem in der
Schule
Viele meinen, die rechtliche Sicherung der Grundrechte von Eltem
und Schülem im
öffentlichen Schulsystem sei heute so perfekt, daß dieser Bereich des Büdungswesens
als
geordnet und als den Gerechtigkeitsansprüchen der Verfassungen
besonders stark ange¬
nähert betrachtet werden könne.
(1) Elterliche Mitwirkung im Schulwesen auf allen Ebenen (Schule
- Gemeinde - Kreis/
Stadt- Land) ist in der Tat einigermaßen perfektionistisch geregelt. Unsere Ländergesetze
sehen auf der Grundlage der Erklärung der KMK vom 25. 5. 1973 „Zur SteUung
des
Schülers in der Schule" durchgängig gesetzliche Mitwirkungsregelungen vor, die
nach
verbreiteter Ansicht prinzipiell den verfassungsrechtlichen Partizipationsgeboten
ent¬
sprechen. Ihre theoretische Grundlegung ist hingegen
lebhaft umstritten. Vor allem ist
rechtsdogmatisch noch nicht hinreichend geklärt, ob elterüche Mitwükung
ein Ausfluß
des in Art. 6 Abs. 1 GG gewährleisteten Elternrechts oder die Verwirklichung eines
vom
Grundgesetz geforderten, prinzipieU partizipatorischen Grundmusters
des Staates ist5.
Diese Mitwükungen beziehen sich überwiegend auf Aufgaben der Schulverwaltung
und
Schulorganisation. In überaus detaülistischen Bestunmungen bis
bin zu Formularmustern
ist geregelt, wie sich Wahlakte zu Elterngremien zu vollziehen,
wie Elternversammlungen
abzulaufen haben, wann Eltem in Konferenzen anwesend sein
dürfen und wann nicht.
Umfang und Detaülierung dieser Regelungen sind indes umgekehrt proportional
zu Vor¬
kehrungen dafür, daß Eltem AnteU an unterrichtlichen
und pädagogischen Fragen haben
(Mohrhart 1979, S. 45).
Darüber, wie Eltem und Schule ihren gemeinsamen Erziehungsauftrag
inhaltüch erfüllen
sollen, den die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
seit langem ausdrücküch
betont (z. B. BVerfGE 34,165 (183)
- Förderstufe - und E 47,46 (74) - Sexualkunde),
findet sich im Länderrecht verhältnismäßig wenig. Dieser Regelungsstand entspricht
bei
weitem nicht den Mögüchkeiten von Elternmitwükung, die uns vornehmlich
Teüe der
Reformpädagogik seit langem nennen und in Modellen, vor
aUem im Privatschulwesen,
demonstrieren. Nichtbloß üifolge dieser ungewichtigen rechtUchen Regelung, aber gewiß
5 Vgl. dazu einerseits Stein et al. 1958, S. 44; Wimmer 1967,
S. 809ff.; Dietze 1976, S. 55ff.;
andererseits Böckenförde 1979, S. 54ff., mit weiteren Nachweisungen; Ossenbühl 1977,
S. 52.
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auch deswegen, sind heutige empirische Befunde zum Mitwirkungsverhalten von Eltem
ün öffentüchen Schulwesen vielfach geradezu niederschmetternd. Spektakuläre „Erfolge"
koUektiver elterlicher Mitwirkung sind uns vornehmlich aus gewonnenen Prozessen in
wichtigen schulpolitischen Fragen vor Augen. Wer aber wüßte Schulen zu nennen, in
denen die verfaßte Elternschaft und das Lehrerkollegium systematisch und mit Erfolg in
Fragen der Unterrichtsintialte zusammenarbeiten? Neuere Untersuchungen zeigen, daß
sich Elternvertretungen in der Bundesrepubük nach wie vor überwiegend als „Klienten
der bürokratischen Organisation Schule" sehen, und überwiegend als solche, nicht als
pädagogische Partner behandelt weren (Mohrhart 1979, S. 77). Schulpraktiker bestä¬
tigen, daß auch die Zusammenarbeit zwischen einzelnen Eltem und Lehrem oft von spe¬
zifischen Ängsten begleitet ist, etwa, dem Lehrer „nachlaufen" zu müssen, sich durch Rat¬
suche etwas vergeben und nicht mitreden zu können, dem Kind durch Vorhaltungen oder
offene Kritik am Lehrerverhalten zu schaden, dem Lehrer ausgeliefert zu sein (Sprech¬
stundensituation), keinen „guten Eindrack" zu machen und dies vielleicht entstandene
negative BUd auf das eigene Kind übertragen zu sehen (Mohrhart 1979, S. 76 mit wei¬
teren Nachweisen).
Das Recht kann und muß diesen nach wie vor bestehenden Defiziten besser als bisher
begegnen. Nicht legaüstisch-detaülistische Einzelbestimmungen, wie gewählt wird, wie
oft Versammlungen stattfinden müssen, wer welche Rechte hat, dürfen im Vordergrund
gesetzlicher Regelungen stehen. Schule muß vielmehr auch von Gesetzes wegen viel weiter
für Zusammenarbeit im pädagogischen Raum geöffnet werden. SinnvoUes Zusammen¬
wirken, um die Persönüchkeit des Kindes zu entwickeln, heißt konkret: ständige Infor¬
mation der Eltem und Beratung mit ihnen über Grandzüge der Planung und Gestaltung
des Unterrichts, die Unterrichtsinhalte und Unterrichtsziele, über Leistungsbewertung
einschließüch Versetzung und Kurseinstufung; übergreifend auch über den Aufbau der
Bildungsgänge, Abschlüsse und Berechtigungen, Übergänge zwischen den BUdungs¬
gängen, Zugänge zu den Berufen. Zusammenarbeit zwischen Schule und einzelnen Eltem
heißt insbesondere, sich gegenseitig informieren und beraten über das Sozial- und Arbeits¬
verhalten sowie die Lernentwicklung des Schülers, über auftretende Störangen, über Lei¬
stungsbewertung einschließlich Versetzungen und Kurseinstufungen.
Ich verkenne nicht die Einwendungen, die Teile der Pädagogik dagegen erheben, Eltem als wirküche
Partner in einem professionalisierten Bildungs- und Erziehungssystem anzuerkennen. Hier ist nicht
Zeit und Ort sich mit ihnen im einzelnen auseinanderzusetzen. Nur so viel: Eltem sind keineswegs
pädagogische Laien, denen die Schule gnädiglich fachmännische Ratschläge erteilt. Sondern sie sind
in aller Regel deren qualifizierte Partner, zu fast jedem und ganz uneigennützigem Engagement
bereit; denn sie haben ihre Kinder lieb, und das ist die stärkste Motivation und Triebfeder, die sich
für eine Zusammenarbeit mit der Schule überhaupt denken läßt!
BUdungspolitiker, die eine solche Beschreibung elterlicher Mitwirkung in Schulgesetze
aufnehmen - und das ist nötig -, müssen natürlich wissen, daß das allein nicht reicht. Eltem
müssen ihre Rolle in und gegenüber der Schule vielmehr lernen und einüben (so zutreffend
der „Dritte Famiüenbericht" der Bundesregierung, Bundestagsdrucksache 8/3121,
S. 180). Daß Eltern-Schule-Kooperation in unserem Land weithin nicht klappt, Uegt auch
daran, daß dieses Einüben bisher vielfach nicht einmal in Gang gekommen, geschweige
denn gelungen ist. Hier ist ein großes, unbestelltes Feld der BUdungspoütik und der Er¬
wachsenenpädagogik.
Konturen einergerechten Schule
(2) Auch die Grundrechte von Schülern in der Schule sind häufig genug definiert, wissen¬
schafthch beschrieben und in der Rechtsprechung abgehandelt worden. Gleichwohl hat
das Recht hier weiterhm wichtige Funktionen, allerdings weniger normativer, sondern
überwachend-gewährleistender Art. Die Frage an Schüler, ob sie in ihrer Schule voUe
Meinungsfreiheit genössen, löst immer noch eher Achselzucken oder Gelächter als Zu¬
stimmung aus. Zwischen Schülem und ihren Lehrem besteht in Deutschland vielfach
immer noch (oder wieder) der Zustand, den wir als Kinder bei Wilhelm Busch gelesen
haben, iUustriert durch ein Büd des ratenschwingenden Lehrers Bokelmann vor zwei
untertänig ergebenen Schülem: „Nunmehr - so sprach er in guter Ruh', meine heben
Knaben, was sagt ihr dazu? Seid ihr zufrieden und sind wü einig? Jawohl, Herr Bokel¬
mann! riefen sie schleunig". Natürüch schwingt heute (hoffentlich) kein Lehrer mehr eine
Rute aus Weidenholz. Die Rute heißt derzeit Numerm clamm, Sorge vor dem beruflichen
Fehlstart, vor Versagen in der LeistungsgeseUschaft. Die Rute heißt auch gravierende
Mängel in der LehrerbUdung. Um ein Beispiel aus einem mü besonders nahehegenden
Bereich zu nennen: Es gehngt bis heute nicht, im universitären Ausbüdungsgang der
Lehrer das Fach „Bildungsrecht und Bildungsverwaltung" zu verankern. Die Folge ist,
daß Lehrer sich mit ihrem Eintritt in den Staatsdienst ganz schneU in ein System verstrickt
sehen, das sie zwar in seiner pädagogischen, nicht aber in seiner rechtlichen Relevanz ver¬
stehen und überschauen, dem sie infolgedessen in hohemMaßunbeholfen ausgeliefertsmd.
Man kann Schülerrechte, obwohl sie als aUgemeine Grundrechte in unseren Verfassungen
ja deuthch stehen, für die Schule noch einmal gesondert formulieren und in die Schulge¬
setze der Länder schreiben. Neuere schulrechtliche Kodifikationen und Reformvorschläge
tun das auch (Deutscher Juristentag 1980, § 58ff.). Gleichwohl findet die Gewähr¬
leistungsfunktion des Rechts hier sicher ihre Grenzen; vernünftige gesetzliche Regelungen
brauchen qualifizierte pädagogische Akteure.
Schule im Verfassungsstaat ist auf dem Weg zu mehr Gerechtigkeit. Dieser Weg geht
manchmal zickzack; er mag sich auch so durch unüberschaubares Gelände schlängeln, daß
wirihn oft nicht überschauen können. Das geltende Verfassungsrecht gibt ihm aber einen
wichtigen Orientierungspunkt, auf den hin das ganze Rechtssystem, der Sozialstaat, der
Rechtsstaat, die Demokratie, orientiert sind: Schule darf nicht vom Staatsapparat, von
der Autorität her, sondern muß vom Menschen her verstanden, rechtlich verfaßt und
organisiert werden. Dies steht — auch und gerade für die Schule - in Artikel 2 des Grund¬
gesetzes, der von der freien Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit handelt. Gehngt
es dem Recht, Schule so zu verfassen, dann bringt es sie zugleich ein Stück näher an das
heran, was Lehrer zu Beginn ihrer Tätigkeit einmal ausdrücklich zu tun gelobt haben:
Gerechtigkeit zu üben gegen Jedermann!
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